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Grenzkontrollen-Erlass von Horst Seehofer richtig und notwendig 

DPolG drängt auf weitere Befugnisse für die Bundespolizei 
 
 

Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) hat den Erlass von Bundesinnenminister Horst 

Seehofer für verstärkte Einreisekontrollen grundsätzlich begrüßt. Es sei „richtig und notwendig“, 

diejenigen Personen nicht nach Deutschland einreisen zu lassen, die zuvor mit einem aus-

drücklichen Einreiseverbot belegt worden waren, so DPolG-Bundesvorsitzender Rainer Wendt. 

Das Recht der Zurückweisung oder Zurückschiebung müsse aber für alle Personen gelten, die 

kein Recht zur Einreise haben. Die personelle Situation erschwere eine durchgängige Kontrolle. 

 

In Berlin erklärte Bundesvorsitzender Rainer Wendt: 

„Es ist schon eine etwas absurde Situation, dass es eines klarstellenden Ministererlasses be-

darf, um die grenzpolizeilichen Kontrollen an den Binnengrenzen zu intensivieren. Trotzdem ist 

die Weisung richtig und notwendig, ein erster Schritt zur Wiederherstellung von Kontrolle und 

Schutz vor illegaler Migration. Ein klares Signal ist auch, diejenigen zu inhaftieren, die unter 

dem Vorwand der Asylsuche eingereist sind. Wenn man verhindern will, dass sie untertauchen, 

ihre Identität wechseln und weitere Straftaten begehen, muss man genau das tun. Die Entschei-

dung über den Asylantrag muss dann in der Haft abgewartet werden, das verhindert weiteren 

Missbrauch unseres Asylrechts. Der Fall Miri in Bremen steht exemplarisch dafür, wie skrupel-

lose Anwälte versuchen, den Rechtsstaat auszuhebeln. 

 

Aber das Zurückweisungsrecht muss auch für diejenigen gelten, die aus einem sicheren Land 

kommen und der Auffassung sind, lieber nach Deutschland einreisen zu wollen, aus welchen 

Gründen auch immer. Europa hat sich für diesen Fall eindeutige Regeln gegeben, es wird 

höchste Zeit, sich daran zu erinnern.“ 

 

Der Vorsitzende der DPolG-Bundespolizeigewerkschaft, Heiko Teggatz, erklärte: 

„Die Bundespolizei muss derzeit viele Herausforderungen gleichzeitig bewältigen. Die Ausbil-

dungsoffensive haben wir ausdrücklich begrüßt, aber um die vielen Tausend neuen Kräfte gut 

auszubilden, mussten Hunderte Kolleginnen und Kollegen aus dem praktischen Dienst heraus 

abgeordnet werden, die fehlen jetzt in der Praxis. Deshalb darf es nach diesem Erlass nicht zu 

neuen Massenabordnungen kommen, wenn die Bundespolizei weiterhin schlagkräftig bleiben 

will.  
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Jetzt rächen sich natürlich Versäumnisse der Vergangenheit, aber es ist gut, wenn mit diesem 

Erlass eine erste klare Botschaft an diejenigen Menschen geht, die die Absicht haben, illegal 

nach Deutschland einzureisen. Nur wenn an den Grenzen eindeutige Regeln herrschen, die 

auch in den Herkunftsländern der Migranten bekannt sind, werden wir nach und nach die Kon-

trolle zurückerhalten.“ 

 


